[image: image1.png]6

DIE GRUNEN

INNSBRUCK




10 GRÜN-Vorschläge zur Alkoholprävention
Ein Beitrag zur Versachlichung einer komatösen Debatte

Gemeinderat Gebi Mair

11.7.2007

Das Trinkverhalten

Das Trinkverhalten junger Menschen hat sich in den vergangenen Jahren verändert. Das betraf nicht so sehr das Trinkmuster, also etwa die Menge des Alkoholkonsums oder die Häufigkeit, sondern vor allem die Orte des Trinkens. Heute wird öffentlicher getrunken als früher, weshalb mehr Menschen darauf aufmerksam werden. Zudem ist die Schwelle der Einlieferungen ins Krankenhaus  generell, und auch im Bereich Alkoholvergiftungen gesunken. Zu beobachten ist jedoch, dass sich unter den Eingelieferten jüngere und stärker vergiftete Jugendliche befinden als früher.

Die Koma-Diskussion

In den vergangenen Monaten brach über Österreich eine Diskussion über das so genannte Komasaufen herein, die im Wesentlichen eine autoritär und von Erwachsenen geführte Diskussion ist. Dabei wurden verschiedene Sachverhalte mit einander vermischt. Während in Ostösterreich mehr über „Flatrate-Parties“ und ähnliche Events in kommerziellen Betrieben diskutiert wurde, drehte sich die Diskussion in Tirol eher um das Saufen auf öffentlichen Plätzen und Straßen. Diskutiert wurden Verschärfungen des Jugendschutzgesetzes, wobei anzumerken ist, dass Tirol bereits über eines der strengsten Jugendschutzgesetze Österreichs verfügt. Diskutiert wurde auch die Vertreibung von Jugendlichen aus dem öffentlichen Raum. Diese Maßnahmen zielten jedoch vor allem darauf ab, in Zukunft vom Saufen nichts mehr sehen zu wollen und waren keine Maßnahmen der Alkoholprävention. Die Entfernung der Sitzmöbel in der Maria-Theresien-Straße war dabei nur ein letzter Schritt und führte nicht zu einem veränderten Trinkverhalten, sondern nur dazu, dass die Jugendlichen nunmehr auf den Sesseln der Gastronomiebetriebe, auf den Fenstersimsen und am Boden sitzen. Die Vertreibung sozial unterprivilegierter Menschen vom Landhausplatz, die dort Alkohol konsumierten, fällt auch in diese Vertreibungspolitik.

Die Politik reagiert panisch auf die Koma-Diskussion, im Falle Innsbrucks zunehmend hilflos und zugleich fatal, nämlich saubermännisch. Probleme werden so nur verdrängt statt gelöst, die Stadt wird gesäubert und zur Touristenkulisse degradiert. Gegen die Scharfmacher gab es bisher Mehrheiten im Gemeinderat für Vernunft und Urbanität. Diese Zeit scheint vorbei zu sein. Schutzzonen, Aufenthaltsverbote, Videoüberwachung, Platzverweise – der öffentliche Raum wird enger ohne einen einzigen Lösungsansatz.

Der Grüne Ansatz

Die Nutzung der Stadt ist komplex, und ebenso sind es die Probleme in der Stadt. Dazu braucht es PolitikerInnen, die die Komplexität als Herausforderung annehmen und darauf vielfältig, kreativ und vor allem wertschätzend reagieren.

Die Grünen verfolgen einen Ansatz in der Alkoholprävention, der nicht von Verboten und Vertreibung ausgeht. Die Verbotspolitik hat gezeigt, dass dadurch der Alkoholkonsum nicht weniger wurde, sondern besonders attraktiv gemacht wurde. Auch Politiken, wie sie die skandinavischen Ländern mit einer Verknappung und Verteuerung von Alkohol versuchen, führen insgesamt nicht zu weniger Alkoholkonsum, aber dafür zu stärker risikobehafteten Formen des Alkoholkonsums. Der Grüne Ansatz will verschiedene Formen des Alkoholkonsums deutlich von einander trennen. Jugendliche, die aus vorbelasteten Familien kommen, was Alkoholmissbrauch betrifft, brauchen andere Maßnahmen als Jugendliche aus nichtbelasteten Familien.  Städtische Alkoholprävention muss deshalb ein Bündel an Maßnahmen gleichzeitig anbieten. Der Grüne Ansatz will konkrete Maßnahmen der Alkoholprävention ebenso setzen wie Alternativen zum Alkoholkonsum.
Grundvoraussetzung:

Wir brauchen eine Deeskalation, eine Entpauschalierung und stattdessen eine Individualisierung. Wir müssen weg von den Defiziten und hin zu den Stärken und Fähigkeiten, über die sich schließlich auch Defizite bearbeiten lassen.

Maßnahme 1:

Jugenddrink

Viele Gemeinden in Vorarlberg haben das vom Jugendschutzgesetz vorgesehene Jugendgetränk, welches billiger sein muss als das billigste alkoholische Getränk, in eine umfassende Maßnahme eingebettet. Dort wurden eigene Jugenddrinks definiert, die in allen Lokalen unter dem gleichen Namen und zum gleichen Preis angeboten werden. Damit entfällt das Suchen nach dem günstigsten Getränk. Auch Vorkommnisse wie das Innsbrucker Stadtfest, auf dem Bier billiger war als Eistee, gehören damit der Vergangenheit an. In Feldkirch wurde dar Jugenddrink „Splash“ eingeführt. Unter einheitlichem Namen und zu einem einheitlichen Preis von 2,10 Euro wird in den Lokalen ein Multivitaminsaft angeboten. Die Betriebe erhalten als Anreiz von der Stadt kostenlose Gläser für den „Splash“, kostenlose Untersetzer und die Stadt bewirbt die teilnehmenden Betriebe des „Splash.“ Im Walgau wurde der „Insider“ eingeführt, der zu einem vergünstigten Preis von den Betrieben bei der Stadt bezogen werden kann. Durch die Naturalrabatte entgehen den Betrieben keine Einnahmen, und sie können den „Insider“ um 1,99 Euro anbieten. Die Stadt bewirbt die Maßnahme. Im Rheintal wurde der „Troppi“ eingeführt, der ebenfalls in den Lokalen zum Preis von 1,99 Euro erhältlich ist.

Maßnahme 2:

Tools for schools

In verschiedenen deutschen Städten wurden Früherkennungsprogramme für LehrerInnen implementiert. Diese sollen drohenden oder bestehenden Alkoholmissbrauch besser erkennen lernen und gezielt gegensteuern können. Dieses Programm kann auch auf peer-to-peer-Programme ausgedehnt werden. Gerade bei Alkoholkonsum zählt die Meinung des Freundeskreises viel mehr als die Meinung von Erwachsenen.

Maßnahme 3:

Teste dich selbst

Internetplattformen bieten die Möglichkeit für Selbsttests an, ob ein gefährliches Konsumverhalten vorliegt. Eine solche Plattform für Innsbruck, die wissenschaftlich begleitet erarbeitet wird, kann für die Konsum-Selbsteinschätzung hilfreich sein.

Maßnahme 4:

Keine Ahnung, kein Geld

Verschiedene Städte haben Richtlinien eingeführt, nach denen Vereine keine städtischen Subventionen mehr erhalten, wenn sie für ihre MitarbeiterInnen und BetreuerInnen keine Fortbildung im Bereich der Alkoholprävention nachweisen können. Die Alkoholprävention als bewusstseinsbildende Maßnahme in den Vereinen und Verbänden zu etablieren ist eine große und wichtige Aufgabe.

Maßnahme 5:

Kulturpädagogische Angebote

Alternativen zur Freizeitgestaltung mit Alkohol sollen gemeinsam mit Jugendlichen erarbeitet werden. Die Kontaktaufnahme und erste Ideenentwicklung kann direkt vor Ort, etwa über einen „Saftladen“ passieren, der gratis Fruchtsäfte ausschenkt. Jugendliche könnten als erste Idee motiviert werden, einen Film über das nächtliche Leben in der Maria-Theresien-Straße zu realisieren.
Maßnahme 6:

Sozialpädagogische Angebote

Alkoholkonsum soll umfassend betrachtet werden. Von motivierender Kurzintervention angefangen über Workshops in Schulen, Jugendzentren und Vereinen kann ein Netzwerk aufgebaut werden, das nicht nur Hilfestellungen leisten kann sondern auch zunehmend mehr über tatsächliche Motivationen und Ursachenlagen für Alkoholkonsum erfassen kann.
Maßnahme 7:

Angebote für suchtbelastete Kinder

Die Angebote der Sozialarbeit für Kinder aus suchtbelasteten Familien sollen überprüft werden. Bietet Innsbruck diesen Kindern und Jugendlichen ausreichend Hilfestellungen, selbst nicht in die Sucht zu verfallen oder wieder auszusteigen?

Maßnahme 8:

Nicht bei Jugendlichen aufhören

Alkoholprävention kann sich nicht nur auf Jugendliche beziehen. Die Stadt Innsbruck selbst kann eine Vorreiterinnenrolle übernehmen und Schulungsprogramme für ihre VerwaltungsmitarbeiterInnen im Rahmen der Gesundheitsvorsorge anbieten.

Maßnahme 9:

Drogenkonzept evaluieren

Das Drogenkonzept des Landes Tirol braucht dringend eine Evaluierung und Fortschreibung. Das ist ureigene Aufgabe der Politik selbst.

Maßnahme 10:

Vorbild sein

Bei Empfängen der Stadt Innsbruck wird zukünftig kein Schnaps mehr ausgeschenkt. Veranstaltungen der Stadt Innsbruck, wo alkoholische Getränke gratis und nichtalkoholische Getränke kostenpflichtig angeboten werden, wie es in der Vergangenheit vorgekommen ist, soll es zukünftig nicht mehr geben.







